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Tagesordnungspunkt.
Umsetzung eines Gesetzes zur Finanzierung von Infrastrukturinvestitionen von Ländern und 
Kommunen - hier: Burgtor
 
 
Die Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen & Volt vom 10.03.2026 zur Sitzung des Ausschusses
für Umwelt, Stadtgestaltung und Wohnen vom 11.03.2026,  TOP 3.5, DS-Nr. 01041-26/2, beantworte 
ich wie folgt: 
 
 
Zu 1.
Von Seiten der DB InfraGO AG wurden die Baukosten für das Brückenbauwerk auf 90 Mio. EUR 
geschätzt. Der derzeit noch geschätzte städtische Anteil von 50 Mio. EUR beruht auf 
Erfahrungswerten aus ähnlich gelagerten Maßnahmen.
 
 
Zu 2.
Die Stadt wird nur einen Anteil an den Baukosten tragen. Dieser Anteil wird anhand von 
Fiktiventwürfen ermittelt. Es wird jeweils eine Planung für das alleinige Verlangen der Stadt, eine für 
das alleinige Verlangen der DB und eine für das beidseitige Verlangen samt der jeweiligen Kosten 
gefertigt. Daraus ergibt sich der von beiden Seiten zu tragende Kostenanteil. Die Fiktiventwürfe sollen 
im Mai 2026 vorliegen. 
 
 
Zu 3.
Eine Kreuzungsvereinbarung wurde noch nicht geschlossen, da der Kostenanteil noch nicht endgültig 
feststeht. Ein einmal in der Kreuzungsvereinbarung festgeschriebener Kostenanteil ist nicht mehr 
veränderbar. 
 
 
Zu 4.
Die Kostentragung regelt sich nach § 12 Eisenbahnkreuzungsgesetz (EKrG). Es wird davon 
ausgegangen, dass diese Maßnahme noch unter den § 12 Abs. 1 Nr. 2 EKrG (Kostenanteil nach 
Fiktiventwürfen) in der heute gültigen Fassung fällt.  Die Bundesregierung hat den Gesetzentwurf für 
ein Infrastruktur-Zukunftsgesetz beschlossen. Dieser wurde im Februar 2026 erstmals im Bundestag 
beraten und anschließend an die Ausschüsse überwiesen.  Der Gesetzentwurf sieht die Änderung des
§ 12 EKrG mit einer neuen Kostenverteilung vor. Danach soll die Partei, deren Verlangen die 
Erneuerung des Brückenbauwerks erforderlich macht, 90 % der Kosten tragen, unabhängig davon, 
wie groß das Verlangen der anderen Partei ist. Die Stadt Dortmund hat sich bereits gegenüber dem 
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Deutschen Städtetag gegen diese Änderung ausgesprochen, da zu befürchten ist, dass damit eine 
erhebliche finanzielle Belastung auf die Kommunen zukommen wird.
 
 
Zu 5.
Es handelt sich um eine Baumaßnahme der Bahn. Die Stadt muss sich nach 
Eisenbahnkreuzungsgesetz an den Kosten beteiligen. Die voraussichtliche Forderung der Bahn an die
Stadt Dortmund muss im städtischen Haushalt untergebracht werden, ohne dass es eine 
Steuerungsmöglichkeit seitens der Stadt gäbe („Geld hat man zu haben.“). Ohne das LuKIFG würde 
diese Festlegung einen großen Teil des Städtischen Haushalts blockieren.
 
Die Bahn hat zudem die Erneuerung weiterer Eisenbahnüberführungen im Rahmen des Ausbaus der 
RRX-Strecke (Rhein-Ruhr-Express) angekündigt, an deren Kosten sich die Stadt Dortmund ebenfalls 
beteiligen müsse. Hierfür sind noch keine Haushaltsmittel vorgesehen.
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